
TEXTLICHE FESTSETZUNGEN
Festsetzungen gem. § 9 BauGB bzw. nach BauNVO

1 Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist mit Straßenver-
kehrslärm vorbelastet.

Zum Schutz vor Einwirkungen durch Verkehr des Konrad-
Adenauer-Rings und des Friedrich-Ebert-Rings müssen gemäß § 9
(1) Nr. 24 BauGB bei einer baulichen Errichtung oder baulichen Än-
derung von Räumen, die nicht nur zum vorübergehenden Aufent-
halt von Menschen bestimmt sind, unterschiedliche Anforderungen
an die Schalldämmung von Außenbauteilen gestellt.

Zur Festlegung der erforderlichen Luftschalldämmung von Außen-
bauteilen gegenüber Außenlärm werden in der DIN 4109 verschie-
dene Lärmpegelbereiche zugrunde gelegt, denen die vorhandenen
oder zu erwartenden "maßgeblichen Außenlärmpegel" zuzuordnen
sind.

Für Außenbauteile von Aufenthaltsräumen von Wohnungen (mit
Ausnahme von Küchen, Bädern und Hausarbeitsräumen) sind die
in der folgenden Tabelle aufgeführten Anforderungen an die Luft-
schalldämmung einzuhalten:

Lärmpegel-
bereich

"maßgeblicher Außen-
lärmpegel"
(in dB[A])

erforderliches R'w, res
des Außenbauteils

(in dB)
II 56 bis 60 30

III 61 bis 65 35

IV 66 bis 70 40

V 71 bis 75 45

Die Lärmpegelbereiche sind im Bebauungsplan gekennzeichnet.

Die Berechnung des resultierenden Schalldämmmaßes R'w, res. hat
nach der DIN 4109 zu erfolgen.

Für Schlafräume ist – zum Zwecke einer ausreichenden Belüftung
und zur Sicherung der Nachtruhe – eine ins Mauerwerk oder ins
Fenster integrierte Lüftung vorzusehen. Bei der Anordnung von
Lüftungseinrichtungen/Rolladenkästen ist deren Schalldämmmaß
bei der Berechnung des resultierenden Schalldämmmaßes R'w, res. zu
berücksichtigen.

Für die Wohngebäude innerhalb der zuvor aufgeführten
Lärmpegelbereiche, in denen besondere Anforderungen an die
Schalldämmung von Außenbauteilen für Aufenthaltsräume in
Gebäude gelten, ist der Nachweis des Schallschutzes zu erbringen.
Geeignete Fenster und deren Zusatzeinrichtungen (Rolladenkästen,
Lüftungseinrichtungen usw.) sind anhand der VDI 2719
nachzuweisen.
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